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LIEBE FREUNDINNEN!
LIEBE FREUNDE!

Der Mitgliederentscheid ist die Chance zur 
demokratischen Erneuerung unserer Partei. 
Mein Ziel ist es, die SPÖ zu einer modernen 
Mitmach-Partei zu machen. Denn die SPÖ 
gehört ihren Mitgliedern und keinen Macht-
zirkeln, die Politik in Hinterzimmern machen.  
Jetzt sind die Mitglieder am Wort. Ich 
möchte allen in der SPÖ die Hand ausstre-
cken, damit wir gemeinsam wieder mutige 
sozialdemokratische Politik machen. Wie 
diese aus meiner Sicht aussehen soll, liest 
du auf den folgenden Seiten.

Andreas Babler
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MEIN ABC
DER POLITIK

Die SPÖ hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
viel bewegt und viele engagierte Persönlichkeiten 
hervorgebracht. Aber viele Menschen fühlen sich von 
der Politik kaum mehr vertreten. Auch nicht mehr 
von der SPÖ. 

Wir müssen uns das Vertrauen der arbeitenden Be-
völkerung Stück für Stück zurückholen. Dazu wird es 
nicht reichen, wenn wir nur sagen: Wir verhindern 
Schwarz-Blau – und zwar am besten, indem wir unse-
re Überzeugungen verstecken.

Unsere Stärke liegt in den Sektionen und Bezirksorga-
nisationen vor Ort. Dort müssen wir Vertrauens- 
leute sein, die ganz praktisch helfen: Durch 

Mieter:innen- oder Schuldnerberatungen, beim Weg 
auf das Gemeindeamt, durch Hilfe beim Ausfüllen von 
Formularen oder beim Ansuchen um Unterstützung. Er-
arbeiten wir uns das Vertrauen der Menschen zurück, 
die nicht mehr an unsere Durchsetzungskraft glauben. 
Das stärkt die SPÖ von unten. 

Das heißt für mich auch, dass wir einen Mitgliederent-
scheid über die Vorsitzwahl und Koalitionsabkommen 
brauchen. Denn für große politische Veränderungen 
brauchen wir euren ganzen Mut, eure ganze Kraft, 
euer ganzes Engagement. 

„Ich bin der Typ, der Menschen liebt.“ 
Dazu gehört für Andi Babler, dass jeder 
dort mitbestimmen kann, wo es einen 
betrifft.  Zum Beispiel Mitglieder bei der 
Wahl des Vorsitz!

GEMEINSAM POLITIK GESTALTEN:

MEHR SOZIALDEMOKRATIE WAGEN
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Unter der ÖVP-Kanzlerschaft ist unser Land zum 
Selbstbedienungsladen der Reichsten geworden: 
Gesetze werden auf Zuruf der millionenschweren 
Spender gemacht und die Bevölkerung wurde mit ge-
kauften Umfragen manipuliert. 

Wir sind ein Gegenmodell zu diesen Cliquen, die 
glauben, dass sie sich das Land in den Hinterzimmern 
von Golfclubs oder Nobel-Discos aufteilen können. 
Wir machen saubere und ehrliche Politik für unsere 
Gemeinden, unsere Städte, unser Land. Wir sind eine 
Partei von Menschen, deren Stimmen einzeln nicht 
gehört werden – aber zusammen kann man uns nicht 
überhören. 

Machen wir eine Politik, die Kinder, ihre Bedürfnisse 
und Interessen wirklich ins Zentrum stellt! Nicht als 
Lippenbekenntnis, sondern als Methode. Das haben 
wir in Traiskirchen vorgezeigt. Bei uns bekommt jedes 
Kind ein frisch gekochtes Mittagessen aus regiona-
len Zutaten. Wir erhalten unser Schwimmbad trotz 
Kostendruck – und haben die Angebote der Stadt vom 
Stadtmuseum bis zum Garten der Begegnung immer 
aus Sicht der Kinder gestaltet.

In Österreich haben wir Aufholbedarf, wenn es darum 
geht, dass jedes Kind ein gutes Leben haben soll. Der 
Sozialstaat hat Löcher, jedes 5. Kind ist von Armut 
bedroht. Ich möchte nicht in einem Land leben, in 
dem 350.000 Kinder am Ende des Monats nur mehr 
Toastbrot essen und nicht mehr auf den Schulausflug 
mitfahren können. Bis jedes Kind Zugang zu guter Bil-
dung, gesunder Ernährung und  sozialer Teilhabe hat, 
werden wir keine Ruhe geben. 

KINDER INS

ZENTRUM STELLEN

Andi Babler ist in den Semperit-Bauten 
aufgewachsen. Dort hat er offensichtlich 
auch Fahrradfahren gelernt!

Andi Babler findest du nicht im  
Hinterzimmer von Nobeldiscos. Wohl 

eher Mitten im Geschehen  
beim Volksfest.

SCHLUSS MIT

GEKAUFTER POLITIK
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„Wenn wir die Probleme der SPÖ lösen  
wollen, müssen wir sie ehrlich ansprechen. 
Dafür brauchen wir eine offene Diskus-
sionskultur mit unseren Mitgliedern, keine 
taktischen Spiele der Machtblöcke in irgend-
welchen Hinterzimmern“, sagt Andi Babler 
im Interview.
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„Ich will ein gutes Leben für alle –  
nicht mehr und nicht weniger“

Ein Gespräch mit Andi Babler

Als bekannt wurde, dass eine Mit-
gliederbefragung zum neuen Vor-
sitz in der SPÖ stattfinden würde, 
sind spontan 9.000 Menschen in 
die SPÖ eingetreten. Erinnerst du 
dich noch an den Moment, als du 
selbst SPÖ-Mitglied wurdest?

Ich bin mit 15 oder 16 
Jahren der Sozialisti-
schen Jugend beige-
treten. Wir hatten den 
Anspruch, für andere 
da zu sein, anderen 
Menschen zu helfen 
– und das wollten wir 
auch umsetzen. In die 
SPÖ eingetreten bin ich 
dann nach einer Gedenkveranstal-
tung in Traiskirchen zum Gedenken 
an den 12. Februar ’34 …

… als Sozialdemokrat:innen einen 
Aufstand gegen das Dollfuß- 
Regime versuchten, der aber 
niedergeschlagen wurde …

… da wurde mir klar, dass es Men-
schen gegeben hat, die in schwie-
rigsten Zeiten unter Einsatz ihres 
Lebens für Bürgerrechte gekämpft 
haben und dafür verfolgt wurden. 
Dieser Mut und dieser Stolz, die 
haben mich inspiriert.

Die SPÖ hat in den letzten Wo-

chen und Monaten kein gutes Bild 
abgegeben. Wie soll die SPÖ mit 
ihren Problemen umgehen?

Mir tut wirklich weh, was wir in 
den letzten Wochen und Mona-
ten mit unserer Partei aufgeführt 
haben. Und wenn wir die Probleme 

der SPÖ lösen wollen, 
müssen wir sie ehrlich 
ansprechen. Dafür brau-
chen wir eine offene 
Diskussionskultur mit 
unseren Mitgliedern, 
keine taktischen Spiele 
der Machtblöcke in 
irgendwelchen Hinter-
zimmern. Die SPÖ hat 

in den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten viel bewegt und viele engagierte 
Persönlichkeiten hervorgebracht. 
Gleichzeitig haben wir aber auch 
kontinuierlich an Boden 
verloren. Deswegen 
dürfen wir uns nichts 
vormachen: Wenn wir 
wieder erfolgreich sein 
wollen, müssen wir 
durchlüften und uns 
erneuern. Es wird nicht 
reichen, da ein Gesicht 
auszutauschen und dort 
einen neuen PR-Bera-
ter ins Team zu holen. Und es wird 
auch nicht reichen, wenn wir nur 
sagen: Wir verhindern Schwarz-

Blau – und zwar am besten da-
durch, dass wir unsere eigenen 
Überzeugungen verstecken.

Wie ginge es besser?

Ich schlage vor, wir besinnen uns 
auf unsere ureigenen sozialdemo-
kratischen Werte und sehen von 
strategischen Spielchen ab. Im unte-
ren Einkommensdrittel fühlt sich 
von der Politik kaum mehr jemand 
vertreten – auch die SPÖ hat dort 
ein massives Vertrauensproblem. 
Das sind die Regalbetreuer:innen im 
Handel, die Pflegehelfer:innen, die 
Reinigungskräfte oder die Paket-
zusteller:innen. Sie halten unsere 
Gesellschaft am Laufen, bekommen 
aber in unserem System das Gefühl 
vermittelt, dass sie Menschen zwei-
ter Klasse sind.

Das sieht man auch an 
der Wahlbeteiligung: 
Rund ein Viertel der 
Wahlberechtigten geht 
nicht mehr wählen, weil 
sie das Gefühl haben, 
dass ihr Leben für die 
Politik keine Rolle 
spielt. Unsere Demo-
kratie steckt in der 

Krise. 

Wenn wir die 
Probleme der SPÖ 
lösen wollen, müs-
sen wir sie ehrlich 

ansprechen.

Es wird nicht 
reichen, da ein 
Gesicht auszu-

tauschen und dort 
einen neuen  

PR-Berater ins 
Team zu holen.
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Andi Babler mit seinem Vater Werner auf 

den Semperit-Gründen in Traiskirchen. 
2002 wurde das Werk  geschlossen. »Ich 

habe persönlich mitgekriegt, wie auf-
grund von irgendwelchen internationalen 

Konzernentscheidungen, Jobs abgebaut 
und ausgelagert wurden. Das hat mich 

stark geprägt«, sagt Babler.
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Als Kind einer Semperit-Familie und  
ehemaliger Schichtarbeiter kenne ich die  
Lebensverhältnisse von Menschen ganz  

genau. Ich weiß, mit welchen Herausforde-
rungen sie im Alltag kämpfen. Und ich weiß, 

wie viel Kraft und Würde darin steckt,  
gemeinsam die Welt Stück für Stück  

gerechter zu machen.
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Das heißt, die Sozialdemokratie 
muss die Nicht-Wähler:innen  
stärker ansprechen? 

Genau! Wer soll die Lebenssituation 
dieser Menschen verbessern, wenn 
nicht wir? Wer soll ihre Bedürfnisse 
nach besseren Arbeitsbedingungen, 
leistbaren Wohnungen und einer 
guten Bildung für ihre Kinder erfül-
len, wenn nicht wir? Das wird sonst 
niemand tun. Aber dabei müssen wir 
überzeugend sein. Dafür brauchen 
wir politischen Mut und eine Auf-
bruchstimmung. Man 
überzeugt nicht mit tak-
tischen Spielen, sondern 
mit Ehrlichkeit. 

Und wie ist das mit 
dem rechten Wähler-
spektrum?

Viele Menschen wäh-
len FPÖ aus einer Wut 
heraus. Aus einem Un-
behagen darüber, wie es 
gerade läuft bei uns im 
Land. Diese Wut ist bei 
der FPÖ natürlich nicht 
gut aufgehoben. 

Aber Menschen fängt man nicht mit 
taktischen Botschaften. Meine Erfah-
rung in Traiskirchen zeigt: Unabhän-
gig davon, ob jemand eher links oder 
rechts steht – die Leute goutieren 
Aufrichtigkeit und können Schein-
heiligkeit nicht leiden. Mich haben 
in Traiskirchen viele Menschen ge-
wählt, die sonst bei anderen Wahlen 
FPÖ ankreuzen. Sonst wäre ich nicht 
auf 70% Zustimmung gekommen.

Deine Unterstützer:innen sagen: 
Der Mann ist ein Arbeiter, der er-
reicht die so genannten kleinen 
Leute. Deine Gegner:innen sagen: 
Der Mann ist ein Arbeiter, der er-
reicht die kleinen Leute, aber nicht 
die anderen. Was entgegnest du?

Ich habe ein vielfältiges Leben ge-
führt. Als Schichtarbeiter, als Bürger-
meister. Ich bin um fünf in der Früh 
aufgestanden und habe 12-Stunden-
Schichten an der Füllmaschine ge-
arbeitet. Später  habe ich im zweiten 

Bildungsweg einen Universitäts-
abschluss gemacht. Und natürlich 
bin ich auch inhaltlich 
gefestigt. Ich habe mich 
mit Ökonomie und 
vielen anderen Dingen 
auseinandergesetzt. Aber 
entscheidend ist etwas 
anderes: Ich bin der Typ, 
der Menschen liebt. Wenn man sich 
ehrlich um die Anliegen der Bürge-
rinnen und Bürger kümmert, wenn 
man aufrichtig an ihren Problemen 
oder ihren Ideen interessiert ist, 

dann funktioniert man in 
der Politik. 

Ist man wirklich nur 
mit einem Arbeiterhin-
tergrund glaubwürdig 
als Sozialdemokrat? 

Nein. Unser Parteigrün-
der Viktor Adler war 
Arzt und als ich seine 
Studie „Die Lage der 
Ziegelarbeiter“ gelesen 
habe, war ich fasziniert. 
Ob man ein guter Sozial-
demokrat ist, hängt nicht 

vom Beruf oder der Ausbildung ab.

Wer sind die Ziegelarbeiter von 
heute?

Der Callcenter-Mitarbeiter, der 
sich viermal pro Stunde anschreien 
lassen muss. Die Tankstellen-Mit-
arbeiterin, die dort ganz 
alleine steht und nicht 
nur kassiert, sondern 
dazwischen große Kisten 
Tiefkühlsemmeln her-
eintragen und aufbacken 
muss – nebenbei muss 
sie noch das Klo putzen 
und alles für einen mini-
malen Lohn. Die Paket-
zusteller, die Essensliefe-
ranten, die ein paar Euro pro Stunde 
verdienen. Die Ziegelarbeiter von 
heute sind überall und sie brauchen 
eine starke, geeinte SPÖ.

Was dürfen vor allem junge Men-
schen von deiner Politik erwarten?

Hoffnung. Aufbruch. Perspektive. 

Dass wir Seite an Seite Maßnahmen 
setzen, um eine lebenswerte Zu-

kunft zu schaffen. Dass 
wir gegen die Erhitzung 
des Planeten vorgehen 
und Bildung als zentra-
les Thema setzen. Dass 
wir tatsächlich eine 
nachhaltige Wirtschaft 

aufbauen, die sozial und ökologisch 
funktioniert. Wir müssen runter mit 
den CO2 Emissionen.

Was sind deine wichtigsten frauen-
politischen Anliegen? 

Das Erste, was beseitigt gehört, ist 
die Ungerechtigkeit beim Gehalt. Ich 
bin für das neuseeländische Modell: 
mit einer verpflichtenden Trans-
parenz bei Gehältern und Strafen 
für Unternehmen, die Männer und 
Frauen ungleich bezahlen. Ich hatte 
damals, als ich in der Fabrik gearbei-
tet habe, eine Kollegin, die mit mir 
an derselben Füllanlage gestanden 
ist. Sie hat genau die gleiche Arbeit 
gemacht, musste schwere Leimkü-
bel ziehen, zur Not in die Maschine 
reinklettern und alles wieder zum 
Laufen bringen. Sie hat damals um 
30 Prozent weniger verdient als ich, 
eine unfassbare Ungerechtigkeit. Ich 
habe das nie vergessen.

Und auch die öffentliche Hand muss 
handeln: Im Gesundheits-, Pflege- 
und Sozialbereich arbeiten sehr viele 

Frauen. Dort müssen die 
Löhne deutlich angeho-
ben werden. Dort gehört 
viel mehr in unsere 
Zukunft investiert. Das 
würde auch gegen den 
Personalmangel in die-
sen Berufen wirken.  

Kannst du ein Beispiel 
aus deiner Arbeit als 

Bürgermeister nennen, wo Frauen 
gezielt unterstützt werden?

Bei den Kinderbetreuerinnen, die 
für einen Knochenjob sehr schlecht 
bezahlt werden. Da stecken uns 
übergeordnete Gesetze leider enge 
Grenzen. Also haben wir selbst 
Modelle entwickelt, mit denen wir 

Mich haben in 
Traiskirchen  

viele Menschen 
gewählt, die sonst 
bei anderen Wah-
len FPÖ ankreu-
zen. Sonst wäre 

ich nicht auf 70% 
Zustimmung  
gekommen.

Die Ziegelarbeiter 
von heute sind 
überall und sie 
brauchen eine 
starke, geeinte 

SPÖ.

Ich bin der Typ, 
der Menschen 

liebt.
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Ich hatte damals, als ich in der Fabrik  
gearbeitet habe, eine Kollegin, die mit mir  

an derselben Füllanlage gestanden ist.  
Sie hat genau die gleiche Arbeit gemacht,  
musste schwere Leimkübel ziehen, zur Not  

in die Maschine reinklettern und alles 
wieder zum Laufen bringen.  

Sie hat damals um 30 Prozent weniger 
 verdient als ich, eine unfassbare  

Ungerechtigkeit.

Andi Babler ist überzeugt, dass man Menschen 
nicht mit taktischen Botschaften einfängt:  
„Unabhängig davon, ob jemand eher links oder 
rechts steht – die Leute goutieren Aufrichtigkeit 
und können Scheinheiligkeit nicht leiden.“
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diese Frauen in eine höhere Gehalts-
stufe gebracht haben. Verbunden mit 
Qualifikationen, die sie erwerben 
können, damit sie auch im Dialog 
mit Bildungspartner:innen und 
Eltern gestärkt werden. Damit haben 
wir einen Hebel gefunden, wie wir 
die Wertschätzung für diese Berufe 
auch finanziell aussprechen können.

Du hast einmal gesagt, Traiskirchen 
soll ein Role-Model für Gemeinden 
in Österreich sein. Kannst du uns 
ein paar Beispiele geben? 

Wir waren die ersten, die Mietpreis-
bremsen nach Haushaltseinkommen 
ausgearbeitet haben. Wir wollten 
keine Gutscheine verteilen oder 
Almosenpolitik betreiben. Wir ver-
schmelzen den Kampf gegen Teue-
rung mit nachhaltiger Klimapolitik, 
anstatt nur das eine oder das andere 
zu machen. Wir haben zum Beispiel 
eingeführt, dass finanziell benachtei-
ligte Haushalte 70 Prozent fürs Kli-
maticket bekommen, weil sie sonst 
keine Möglichkeit haben, mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln 
in den Job zu fahren oder 
am gesellschaftlichen 
Leben teilzunehmen. 
Traiskirchen gilt heute 
als Kinder-Vorzeigestadt 
für ganz Österreich. 
Wir möchten mit Ideen 
vorangehen, die auch 
landesweit oder sogar 
bundesweit umgesetzt 
werden können.

Wie steht Traiskirchen 
heute wirtschaftlich da? 

Seit ich im Amt bin, haben wir 25 
Millionen Euro Schulden abgebaut. 
Wir haben positive Rechnungsab-
schlüsse, erzielen laufend Budget-
überschüsse. So hatten wir in der 
Krise die Reserven, um zu tun, was 
nötig war. Hätte die Stadt während 
der Pandemie nicht mitten im Som-
mer acht Millionen bereitgestellt, um 
kleine und mittelständische Unter-
nehmen zu unterstützen, hätten sie 
alle zusperren müssen. Die Arbeits-
plätze wären weg gewesen. Das 
waren Handwerksbetriebe, Maurer, 

Fliesenleger, Holzbau,… Wir zeigen 
jeden Tag, wie die Sozialdemokratie 
gut wirtschaften kann.

Wie sieht es mit ökologischen 
Überlegungen aus?

Da geht es um Investi-
tionen in die Zukunft. 
Wir kaufen zum Beispiel 
Betriebsgründe, die wir 
dann renaturieren. Ein 
Grundstück verliert 
dabei zwar finanziell an 
Wert, weil es Grünland 
wird, dafür schaffen 
wir aber andere, höhere 
Werte. Damit garantieren wir der 
Generation nach meiner Tochter, 
dass sie einen Eisvogel oder ein Eich-
katzerl nicht nur von Videos kennen, 
sondern selbst beobachten können.   

Du bist der Bürgermeister, der 
persönlich warme Stiefel an Men-
schen in Not verteilt hat. Das hat 
dir neben viel Lob auch die Kritik 
derer eingebracht, die sagen: „Wir 

können nicht alle auf-
nehmen.“

Stiefel verteilen wir 
jeden Tag, nicht nur an 
Flüchtlinge. Meistens 
machen wir das ohne 
Medien und ohne Fotos. 
Wir haben ein Team 
von Ehrenamtlichen, 
die das ganze Jahr über 
im Einsatz sind. Wir be-
handeln alle Menschen 
mit Respekt, egal woher 

sie kommen. Man muss vor allem 
die Rahmenbedingungen ändern, 
und das habe ich mein Leben lang 
verfolgt. Die Gelder müssen in die 
Hilfe vor Ort gehen. In den Neunzi-
ger Jahren haben wir in Albanien im 
Zuge der Entwicklungszusammenar-
beit Schienennetze aufgebaut, damit 
wirtschaftliche Zusammenhänge 
überhaupt entstehen können. 

Angenommen, du wirst SPÖ-Vor-
sitzender. Wäre da Platz für Pamela 
Rendi-Wagner und Hans Peter 
Doskozil? 

Natürlich. Ich würde mich sofort 
dafür einsetzen, dass sie beide ihren 

Beitrag in der Sozial-
demokratie leisten. Nur 
weil ich in einigen Punk-
ten anders denke als die 
beiden, heißt das nicht, 
dass ich ihre Fähigkeiten 
nicht sehe.

Wir verschmel-
zen den Kampf 
gegen Teuerung 

mit nachhaltiger 
Klimapolitik,  

anstatt nur das 
eine oder das an-
dere zu machen. 

Wir zeigen jeden 
Tag, wie die  

Sozialdemokratie 
gut wirtschaften 

kann.
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PROGRAMM
MEIN

Der  Sektionsabend im  
„Roten Bogen“ in Ottakring (Wien)  

sprengte alle Erwartungen.   
Andi Babler hielt seine Rede ein  

zweites Mal vor dem Lokal für jene,  
die drinnen keinen Platz mehr fanden. 



14

Gute Arbeit für alle

3,8 Mio. Arbeitnehmer:innen 
halten unser Land Tag für Tag 
am Laufen: in der Industrie, 
im Handel, in der Reinigung, 
im öffentlichen Verkehr, im 
Bildungs- und Gesundheits-
sektor. Es ist Zeit, ihnen end-
lich wieder Respekt zu zeigen: 
Nicht mit leeren Phrasen, 
sondern mit guten Arbeits-
bedingungen, guten 
Löhnen und gesun-
den Arbeitszeiten.

Meine Vision ist, dass 
alle Menschen das Recht 
auf einen gesunden, 
gut bezahlten Arbeits-
platz haben. Deswegen 
kämpfe ich für bessere 
Arbeitsbedingungen, 
eine 32 Stunden-Woche, gute Löhne 
und eine Jobgarantie für alle. 

Wie kann das funktionieren?

Gerade in Zeiten hohen Arbeits-
kräftebedarfs muss Schluss sein mit 
schlechten Arbeitsbedingungen und 
Dumping-Löhnen. Am wichtigsten 
dafür sind starke Gewerkschaften: 
Wir erleben gerade, wie sich die 
Beschäftigten in der Industrie, bei 
den Eisenbahnen, im Handel, im 
Gesundheitssektor Lohnerhöhungen 
von 8-10% erkämpfen. Das ist nur 
möglich, wenn sich die Beschäftigten 
gewerkschaftlich zusammenschlie-
ßen und gemeinsam für ihre Rechte 
eintreten. Diesen Kämpfen gilt mei-
ne ganze Solidarität.

Doch auch die Regierung muss 
endlich aktiv werden: Wenn sich 

Leistung lohnen soll, dann sollten 
Unternehmen für Mehr- und Über-
stunden höhere Zuschläge zahlen, 
anstatt Teilzeitbeschäftigte in den 
Medien zu maßregeln. Vollzeitarbeit 
soll allen ermöglicht werden, die 
das wollen: Dazu braucht es einen 
Rechtsanspruch auf flächendecken-
de, ganztägige Kinderbetreuung. 
Lohn- und Sozialdumping am Bau 

oder in der Zustellung 
könnte schon morgen 
Geschichte sein. Die 
Strafen für Unterbe-
zahlung müssten dafür 
angehoben werden und 
die Auftraggeber-Unter-
nehmen sollten auch 
für die Einhaltung der 
Sozialstandards bei ihren 
Subunternehmen haften.

Arbeitszeit ist kein Naturgesetz – als 
Sozialdemokratie haben wir uns im-
mer für eine Reduktion der Arbeits-
zeit eingesetzt und viel erreicht. 
Schon seit den 1990er Jahren hätte 
man weitere Schritte zur Arbeits-
zeitverkürzung setzen sollen. Die 
Menschen haben ein Recht darauf, 
dass ein Stück der Produktivitäts-
entwicklung an sie weitergegeben 
wird. Einige Unternehmer:innen 
haben das schon erkannt und setzen 
auf weniger Arbeitszeit bei gleichem 
Lohn. Das reduziert Krankenstände 
und steigert die Zufriedenheit der 
Mitarbeiter:innen. Wir setzen uns 
für die schrittweise Einführung der 
4-Tage-Woche (32-Stunden-Woche) 
bei vollem Lohnausgleich ein. Die 
Lebensqualität für die Vielen muss 
verbessert werden, für mich ist das 
eine Frage des Respekts gegenüber 

den arbeitenden Menschen. Wenn 
die Regierung das Geld in die Hand 
nehmen würde, das sie für die Sen-
kung der Konzernsteuern ausgibt, 
könnte man kürzere Arbeitszeiten 
für 600.000 Menschen staatlich för-
dern und so 150.000 neue Arbeits-
plätze schaffen.  Kürzere Arbeits-
zeiten erhöhen auch die Löhne für 
hunderttausende Teilzeitbeschäftig-
te: Eine Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit von 40 auf 32 Stunden 
erhöht für Teilzeitbeschäftigte bis 32 
Wochenstunden das Entgelt um 25%.

Aber auch wenn sich die Arbeits-
marktlage gut entwickelt, gibt es 
Beschäftigtengruppen, denen viele 
Unternehmen keine Chance geben: 
Ältere Arbeitnehmer:innen oder 
Arbeitnehmer:innen mit gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen. Für sie 
braucht es eine staatliche Job-Garan-
tie, wie sie in Marienthal (Gramat-
neusiedl) erfolgreich getestet wurde. 
Finanzieren wir Beschäftigung, nicht 
Arbeitslosigkeit!

Die Unternehmen rufen nach Fach-
kräften. Aber wer gute Fachkräfte 
will, muss auch gute Lehrplätze an-
bieten und wir müssen dafür die bes-
ten Rahmenbedingungen schaffen.

EINS

  
32-Stunden-
Woche bei 

vollem Lohn-
ausgleich
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ZWEI

Teuerung stoppen!

Selbst die Expert:innen der 
Europäischen Zentralbank 
sagen: Die Unternehmen 
nutzen die Teuerungskrise für 
völlig ungerechtfertigte Preis-
erhöhungen. Das bedeutet, sie 
machen ein Geschäft aus der 
Inflation. Das muss sich än-
dern: Wir müssen endlich die 
Gewinn-Preis-Spirale durch-
brechen. Mit Preisgrenzen 
für Miete und Energie, einer 
Preiskommission mit Biss und 
einer höheren Besteuerung 
der Übergewinne.

Wie kann das funktionieren?

Der Gesetzgeber könnte ganz leicht 
die Inflation bremsen: Mit 1. April 
sind die Richtwertmieten um 8,6% 
gestiegen. Mieter:innen zahlen damit 

eine Monatsmiete im Jahr mehr. 
Diese Erhöhung könnte der Gesetz-
geber ganz einfach aussetzen, ohne 
das Budget zu belasten. Doch die 
Regierung aus ÖVP und Grünen si-
cherte die Gewinne der Immobilien-
branche. Darüber hinaus brauchen 
wir generell wirksame Mietzinsober-
grenzen für alle Wohnungen und 
auch für Geschäftsräume von kleinen 
und mittleren Unternehmen.

Im Energiesektor weigert sich die 
Regierung seit Monaten, wirksame 
Preisgrenzen festzusetzen. Ständig 
neue Förderprogramme fließen de 
facto in die Gewinne der Energie-
unternehmen. Gleichzeitig ver-
weigert die Regierung eine effektive 
Besteuerung dieser Übergewinne. 
Im Jahr 2022 haben große Energie-
unternehmen (Verbund, OMV) ihre 

Gewinne mehr als verdoppelt. Es ist 
nicht einzusehen, warum diese Zu-
fallsgewinne nur so zaghaft besteuert 
werden.

Die Verwendung von Energie ist ein 
Grundbedürfnis. Sich vor Kälte zu 
schützen oder Haushaltsgeräte zu 
verwenden, darf kein Luxus einiger 
weniger werden. Leider sind gerade 
die Energiekosten mitverantwortlich 
für die hohe Inflation. Daher kämpfe 
ich für eine Energiesicherung, die 
allen Menschen ein fix definiertes 
Kontingent (z.B. 60 Prozent des 
Normverbrauchs) an Strom und 
Wärme kostenlos zu Verfügung 
stellt. Natürlich angepasst an unter-
schiedliche (regionale) Wohn- und 
Heizverhältnisse. Danach erhöht 
sich der Preis schrittweise, Überver-
brauch soll teurer werden.

 Es ist Zeit, den arbeitenden  
Menschen endlich wieder Respekt 

zu zeigen: Nicht mit leeren Phrasen, 
sondern mit guten Arbeitsbedin-

gungen, guten Löhnen und  
gesunden Arbeitszeiten.
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Gleichstellung  
durchsetzen

Sozialdemokratische Politik 
bedeutet, die soziale Gleich-
stellung von Frauen und Män-
nern endlich durchzusetzen. 
Johanna Dohnal hat einmal 
so treffend gesagt, dass eine 
feministische Zukunft eine 
menschliche Zukunft bedeu-
tet: Eine Gesellschaft ohne 
Männerbündelei, ohne Macht- 
und Gewaltverhältnisse. Eine 
Gesellschaft mit gleichen 
Löhnen für gleiche Arbeit. 
Aber auch eine Gesellschaft, 
in der systemrelevante Jobs 
gerecht entlohnt werden. Ob 
Reinigungskräfte, Pflegehel-
fer:innen oder in der Kinder-
betreuung - es ist nicht einzu-
sehen, dass diese wichtigen, 
— hauptsächlich von Frauen 
ausgeführten Tätigkeiten — so 
schlecht bezahlt werden. Das 
ist eine Frage des Respekts. 
Außerdem will ich, dass um-
fassende Frauengesundheit in 
ganz Österreich gesichert ist.

Rechtsanspruch auf gleichen 
Lohn und gute Bezahlung für 
Jobs in Pflege und Betreuung 

Frauen verdienen über ein Drittel 
weniger als Männer. Die Maßnah-
men der Vergangenheit konnten 
diesen „Gender Pay Gap“ nicht 
schließen. Wie beim Lohn- und Sozi-
aldumping sollen Unternehmen saf-
tige Strafen zahlen, wenn sie Männer 
und Frauen ungleich bezahlen. Dafür 
brauchen wir strikte Regeln für mehr 
Lohntransparenz. Staatliche Stellen 
müssen überprüfen, ob Männer und 
Frauen in einem Betrieb ungleich 
bezahlt werden. Frauen schlechter 
zu bezahlen, muss für Unternehmen 
teure Konsequenzen haben.

Die öffentliche Hand kann selbst 
auch viel tun, um die Lohnschere zu 
schließen: Höhere Löhne und Ge-
hälter bei öffentlichen Einrichtungen 
und Dienstleistungen wie Elementar-
pädagogik, Pflege- und Sozialberufen 
oder auch der Reinigung in Schulen 
und Spitälern sind rasch umsetzbar. 
Das trägt dazu bei, dem drohenden 
Personalmangel in diesen Schlüssel-
sektoren entgegenzuwirken. Und sie 
würden Berufen zugutekommen, in 
denen überwiegend Frauen arbeiten.

Unterhaltsgarantie als  
Koalitionsbedingung

Meine Vision ist, dass sich Alleiner-
zieher:innen nicht sorgen müssen, 
ob die Unterhaltszahlungen für ihre 
Kinder auch wirklich jeden Monat 
überwiesen werden. Für Alleinerzie-
her:innen ist der Kindesunterhalt ein 
wichtiger Teil des Haushaltseinkom-
mens, aber ein Drittel bekommt ihn 
nicht, weil (meist) Väter nicht zahlen. 
Daher braucht es eine staatliche 
Unterhaltsgarantie. Zahlt ein Eltern-
teil nicht, soll der Staat einspringen 
und den Betrag einklagen. Auch die 
Verfahren zu Unterhalt und Unter-
haltsvorschuss müssen viel einfacher 
und schneller werden. 

Bei der Unterhaltsgarantie sind sich 
übrigens immer alle Parteien im 
Wahlkampf einig. Doch nach den 
Wahlen wird sie nicht umgesetzt. 
Das ändern wir: Ich möchte meiner 
Partei vorschlagen, dass es ohne 
Unterhaltsgarantie keine Koalition 
mit uns geben wird. Warum sollten 
wir sie nicht umsetzen, wenn sie jede 
Partei will?

Parlament zieht voran:  
50:50 Quote

Zusammen mit den Frauenorgani-
sationen kämpfen wir für Gleichbe-
rechtigung in allen Lebensbereichen 
und auf allen Ebenen. Trotzdem ist 
nur in einer von zehn Gemeinden 
eine Frau Bürgermeisterin. Auf der 
Ebene der Regierung sank zuletzt 

DREI
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der Frauenanteil von 46,7 auf 35,7 
Prozent. Auch im Nationalrat war 
der Frauenanteil schon einmal höher 
als er aktuell ist. Ich will, dass das 
Parlament vorangeht und für sich 
eine verpflichtende 50:50 Quote be-
schließt.

Die Empfehlungen aus der Ver-
gangenheit haben uns nicht wei-
tergebracht. Also braucht es eine 
verpflichtende Quote. Das kann 
man über eine Wahlrechtsreform 
erreichen oder darüber, dass Klub-
förderungen an den erfüllten Quoten 
hängen. Wir müssen das Rad auch 
nicht neu erfinden: In Frankreich 
werden Parteien finanziell bestraft, 
wenn sie die Quote nicht einhalten. 
In Belgien dürfen Parteien mit Wahl-
listen, die den vorgesehenen Frauen-
anteil nicht erfüllen, zu Wahlen gar 
nicht antreten. 

Das ist eine von vielen Etappen auf 
dem Weg zur Gleichberechtigung 
und er ist effektiv: Studien zeigen, 
dass weibliche Abgeordnete eher 
Vorschläge einbringen, die für Frau-
en wichtig sind.

Zugang zu reproduktiver  
Gesundheitsversorgung

Obwohl für die sexuelle und ge-
sundheitliche Selbstbestimmung 
von Mädchen und Frauen in den 
letzten Jahrzehnten viel geschehen 
ist, braucht es noch Verbesserungen. 
Alle Frauen müssen unabhängig von 
ihrer Einkommenssituation Zu-
gang zu Verhütungsmitteln, der Pille 
danach und der Möglichkeit des Ab-
bruchs einer Schwangerschaft haben. 
Wir müssen endlich in ganz Öster-
reich den Schwangerschaftsabbruch 
in öffentlichen Spitälern ohne Kosten 
für die Betroffenen ermöglichen.

Eine Unterhaltsgarantie für  
Alleinerzieher:innen sieht Andi Babler  
als Bedingung für jede Koalition.
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 Erderhitzung stoppen
Die Klimakrise trifft Österreich 
hart. Bereits im Jahr 2018 war 
bei uns die Durchschnitts-
temperatur erstmals 2 Grad 
über dem vorindustriellen 
Niveau. Expert:innen beschei-
nigen Österreich künftig mehr 
Extremwetterereignisse mit 
massiven Schäden für die 
Landwirtschaft und gravieren-
den Änderungen für unsere 
Naturlandschaften. Zugleich 
hinkt Österreich bei den Maß-
nahmen gegen die Erderhit-
zung hinten nach.

Viel zu lange schon folgt die Politik 
den Lobbys fossiler Energie und 
schiebt Lösungen auf die lange Bank. 
Die weltweiten Bewegungen junger 
Aktivist:innen und die Sorgen von 
Vielen zeigen, dass die Menschen 
für einen Wandel unserer Produk-
tions- und Lebensweise bereit sind. 
Die konservativen Lösungen setzen 
weiterhin auf Marktmechanismen 
und individuelle Konsumentschei-
dungen. Die Ergebnisse zeigen, dass 
dies die Emissionen nicht verringert, 
sondern nur die soziale Ungleichheit 
erhöht. Aus dieser Spirale müssen 
wir ausbrechen und einen sozialde-
mokratischen Weg aufzeigen.

Meine Vision: Ein Green New Deal. 
Wir brauchen einen Plan für den 
sozial-ökologischen Umbau unseres 
Wirtschaftssystems, des Sozialsys-
tems, unserer Energiesysteme durch 
den Ausbau öffentlicher Infrastruk-
tur und öffentlicher Investitionen. 
Wir müssen auch eine Quote zur 
Bodenentsiegelung einführen. 

 Niemand darf dabei zurückgelassen 
werden und niemand, egal wie reich 
und mächtig, soll sich aus den Klima-
zielen mit Geld freikaufen können. 
Nicht die Märkte stehen im Zentrum 
des sozial-ökologischen Umbaus, 
sondern die Menschen und die sozia-
le Gerechtigkeit.

Wie kann das funktionieren?

Klimaschutz wird Investitionen 
erforderlich machen. Der sozial-
demokratische Weg setzt auf einen 
starken Staat unter Einbindung der 
Sozialpartner:innen und der Zivilge-
sellschaft. Um bis 2040 
die Klimaneutralität zu 
erreichen, müssen wir 
auf mehreren Ebenen 
ansetzen:

Transformations- 
und Energiewende-
fonds 

Mit 20 Mrd. Euro sollen konkrete 
Dekarbonisierungsprojekte in emis-
sionsstarken Betrieben initiiert und 
begleitet werden - durch staatliche 
Interventionen, Förderungen und 
Beteiligungen. Im Transformati-
ons-Fonds fließen Erfahrungen und 
Know-How zusammen und über 
Einnahmen aus den staatlichen Be-
teiligungen kann der Fonds vergrö-
ßert werden.

Arbeitsstiftung

Für den sozial-ökologischen Umbau 
brauchen wir qualifizierte Menschen 
für Berufe im Umwelt- und Klima-
schutz. Dies kann eine Arbeitsstif-
tung leisten. Projekte dieser Art gibt 

es bereits, etwa in Wien über den 
WAFF - in einigen Bundesländern 
wird das Modell gerade kopiert. 

Verkehrswende

Der Verkehr ist ein Sorgenkind der 
Klimapolitik in Österreich. Wir 
brauchen einen massiven Ausbau 
der öffentlichen Verkehrsmittel. 
Für Menschen mit geringem Haus-
haltseinkommen soll der öffentliche 
Verkehr gratis sein. Für Personen mit 
Einkommen über einer bestimm-
ten Grenze sollen die Preise sozial 
gestaffelt werden. Dazu brauchen 

wir Anreize: Etwa eine 
Pendlerpauschale für die 
Benützung des öffentli-
chen Verkehrs oder die 
LKW-Maut auf allen 
Straßen. 

Luxus-Emissionen 
verbieten

Privatjets verursachen 14 mal mehr  
CO2-Emissionen (pro Passagier:in) 
als Linienflüge und erreichen aktuell 
ständig neue Höchstwerte. Ich setze 
mich daher für ein EU-weites Privat-
jet-Verbot ein. 10 % der Bevölkerung 
verursachen 48 % der Emissionen. 
Nicht die jährliche Urlaubsreise ist 
das Problem, sondern vermeidbares 
Vielfliegen.

VIER

Green 
New Deal
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Klimaschutz braucht Investitionen: Ohne 
Geld in die Hand zu nehmen schaffen wir 
keine sozialgerechte Wende. Ob für einen 
Transformations- und Energiewendefonds 
oder eine Arbeitsstiftung. 
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Ein Mittagessen für jedes Schulkind.  

Am besten regional und bio. In Traiskirchen 
hat Andi Babler so ein Projekt  

bereits umgesetzt.
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Ein gutes Leben 
für jedes Kind

Kinderarmut abschaffen

Jedes 5. Kind ist in Österreich von 
Armut bedroht. Armut hat negative 
Folgen für alle Lebensbereiche der 
Kinder - und das schleppt sich weiter 
bis ins hohe Alter. In Armut leben-
de Kinder wohnen eher in feuchten 
Wohnungen mit Schimmel, sie sind 
häufiger krank und 
fühlen sich weniger fit. 
Gesunde Ernährung ist 
mit niedrigen Einkom-
men ein Luxus. 

Kinderarmut ist ein 
Skandal, den wir leicht 
beenden können. 

Mit dem Modell der 
Kindergrundsicherung können wir 
die Kinderarmut in unserem Land 
drastisch reduzieren. Eine Kinder-
grundsicherung nimmt Bezug auf die 
echten Kosten eines Kindes und wird 
einkommensabhängig ausbezahlt. 
Sie besteht aus einem universellen 
Betrag für alle Kinder und einem 
einkommensabhängigen Betrag für 
Kinder aus Haushalten mit niedrigen 
Einkommen. Eine Kindergrundsi-
cherung darf aber keineswegs dazu 
führen, dass bestehende kindbezoge-
ne Infrastruktur abgeschafft wird.

Lernen geht durch den Magen

Österreich ist eines der reichsten 
Länder der Welt. Trotzdem gibt es 
Kinder, die hungrig in der Schule 
oder im Kindergarten sitzen. 

 

Das muss sich ändern. Ich fordere 
ein gesundes Bio-Mittagessen für alle 
Kinder in Bildungseinrichtungen.

International gibt es einige Städte, 
Bundesstaaten und Länder, die Essen 
an Schulen und Kindergärten kos-
tenlos zur Verfügung stellen. Dazu 
gehören Finnland, Berlin, Kopenha-

gen und Kalifornien. In 
Kopenhagen wird frisch, 
zu 90 Prozent biologisch 
gekocht und die Schü-
ler:innen helfen dabei 
mit. So bekommen sie 
Bezug zu einer breiten 
Palette an Lebensmitteln. 
In Traiskirchen habe ich 
mit dem Spitzenkoch 
Sepp Schellhorn ein ver-

gleichbares Projekt gestartet. 

Eine deutsche Studie zeigt, dass es 
kaum einen preislichen Unterschied 
zwischen hochwertigem Essen, das 
in der Schule selbst gekocht wird, 
und einem großen Anbieter gibt. 
Und wenn das Essen aus der Gegend 
kommt, ist diese Maß-
nahme auch ein Impuls 
für die Landwirtschaft 
und lokale Betriebe. 

Für Schüler:innen aus 
ökonomisch schlechter 
gestellten Familien soll dieses Ange-
bot kostenfrei sein, für alle anderen 
sozial gestaffelt. 

Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz und die 
Schule ohne Schultasche

Der Kindergarten ist die wichtigste 
Bildungsinstitution. Dort können 
sich Kinder spielerisch entfalten 
und Erfahrungen sammeln, die 
sich positiv auf das gesamte weitere 
Leben auswirken. Trotzdem leiden 
elementare Bildungseinrichtungen 
an Geld- und Personalmangel. In den 
Gruppen braucht es einen besseren 
Betreuungsschlüssel, kleinere Grup-
pen und mehr Zeit für Elternarbeit. 
Elementarpädagog:innen brauchen 
mehr Vorbereitungszeit, mehr 
Weiterbildungs- und Ausbildungs-
möglichkeiten. Für Eltern ist es wich-
tig, dass die Kindergartenplätze in 
Wohnnähe sind, weniger Schließtage 
und längere Öffnungszeiten haben. 
Der Kindergarten muss wirklich kos-
tenlos sein – auch das Mittagessen. 
Wir müssen Kindern, egal wo sie in 
Österreich leben, einen Kindergar-
tenplatz garantieren können.

Der Druck auf Schü-
ler:innen ist in den 
letzten zwei Jahrzehnten 
massiv gestiegen. Für 
immer mehr Unter-
richtsstoff gibt es immer 
weniger Zeit. Das be-

lastet alle Bildungspartner:innen 
zusehends. Immer früher und immer 
öfter müssen Schüler:innen teure 
Nachhilfe in Anspruch nehmen. Dass 
die Schule darauf aufbaut, dass Kin-
der zu Hause den Unterrichtsstoff 
üben, vertieft die Bildungsungleich-
heit systematisch.

FÜNF

Kinderarmut ist 
ein Skandal, den 

wir uns als Gesell-
schaft nicht leis-

ten können.

Gratis 
Schulessen
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Die verschränkte Ganztagsschule 
sorgt dafür, dass Kinder die besten 
Lernbedingungen vorfinden – unab-
hängig vom Einkommen der Eltern. 
Ich kämpfe für eine Schule ohne 
Kosten und für Kinder ohne Schul-
taschen. Weil alles, was in der Schule 
gebraucht wird, für alle Kinder in der 
Schule vorhanden ist.

Wie kommen wir dahin?

Machen wir aus dem Bildungssystem 
des 19. Jahrhunderts eines für das 
21. Jahrhundert. Das beginnt beim 
Rechtsanspruch auf Nachmittagsbe-
treuung und führt perspektivisch zu 
einer verschränkten Ganztagsschu-
le, die Kindern Bewegung, Freude 
am Lernen, Freizeit und eine gute 
Versorgung mit Mittagessen und 
Jause bietet. Das Recht auf Bildung 
muss für alle Kinder gelten, daher 
braucht es den Rechtsanspruch auf 
mindestens 12 Schuljahre für alle 
Kinder – mit und ohne Behinderung. 
Nachhilfe darf nicht dem Markt 
überlassen werden – es braucht 
kostenlosen schulischen Förderunter-
richt für jene, die es brauchen. Nicht 
erst die Pandemie hat gezeigt, dass 
wir Schule auch als sozialen Raum 
denken müssen, in dem es neben 
Lehrpersonen auch Psycholog:innen 
und Sozialarbeiter:innen braucht, die 
psychische Gesundheit und soziale 
Fragen mit den Schüler:innen be-
arbeiten.

 Altern in Würde

Rund 470.000 Menschen 
waren 2022 pflegebedürftig. 
Nicht alle Menschen haben 
in Österreich die Möglich-
keit, professionelle Pflege 
und Betreuung in Anspruch 
zu nehmen. Regionale Unter-
versorgung und die Kosten 
stehen dem häufig im Weg. 
Nicht nur deswegen sind rund 
eine Million Angehörige in die 
Pflege ihrer Angehörigen ein-
gebunden. 

Meine Vision: Menschen haben das 
Recht, in Würde und Sicherheit zu 
altern. Deswegen kämpfe ich für 
einen Rechtsanspruch auf qualitativ 
hochwertige Pflege und Betreuung, 
für eine heterogene Pflegelandschaft 
und für gute Arbeitsbedingungen für 
die Kolleg:innen in diesem Bereich.

Wie kann das funktionieren? 

Bis 2050 brauchen 750.000 Men-
schen pflegerische Unterstützung. 
Damit das gelingt, müssen wir 
jährlich zwischen 4.000 und 7.000 
Menschen finden, die zusätzlich 
in diesen Bereichen arbeiten wol-
len. Bessere Bezahlung, mehr Zeit 
für Supervision und Austausch im 
Team sowie die Orientierung auf 
Beziehungsarbeit statt Stechuhr-
Pflege können dazu beitragen, die 
Arbeitsbedingungen in der Pflege zu 
verbessern. Wir brauchen aber auch 
moderne Wohnkonzepte für Men-
schen im Alter: betreutes Wohnen 
und betreubare Wohneinheiten, 
Wohngemeinschaften und stationäre 
Pflege in bester Qualität.

SECHS

Es braucht unbedingt einen Rechtsanspruch auf 
qualitativ hochwertige Pflege und Betreuung.
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Patient:innen sind 
keine Bittsteller

Gesundheitsversorgung ist ein 
Recht. Immer mehr Menschen 
erleben, dass sie monatelang 
auf einen Termin bei Ärzt:innen 
warten müssen. Wer es sich 
leisten kann, weicht auf Privat-
ärztinnen aus. Mittlerweile ist 
die Zwei-Klassen-Medizin in 
Österreich Realität geworden. 
Besonders im Bereich der 
Kinder- und Jugendgesund-
heit sowie der Gynäkologie 
herrscht in vielen Regionen 
Österreichs wahre Unterver-
sorgung. Auch sind für viele 
Menschen mit niedrigem 
Einkommen Selbstbehalte 
und Zusatzkosten im medi-
zinischen Bereich schwer zu 
tragen. Mein Ziel ist es, dass 
alle in Österreich ein Recht auf 
einen Termin innerhalb von 14 
Tagen für fachärztliche Betreu-
ung haben. 

Hierfür müssen wir öffentliche 
Primärversorgungszentren in ganz 
Österreich rasch ausbauen. Mit 
besonderen Stipendien und einem 
erleichterten Zugang für Medizin-
studierende, die sich verpflichten, 
dem öffentlichen Gesundheitssystem 
eine gewisse Zeit zur Verfügung zu 
stehen, wollen wir dem Ärztemangel 
begegnen. Für Menschen, die in den 
Pflegeberuf zurückkehren wollen, 
setzen wir auf den Rückkehr-Bo-
nus und auf andere Maßnahmen 
zur Erleichterung des Wiederein-
stiegs – etwa mit Buddy-System und 
Supervision. Für Hebammen braucht 
es einen Ausbau der Studienplätze. 
Dabei ist unser Ziel, auf den geburts-
hilflichen Abteilungen eine Eins-zu-
eins-Betreuung umzusetzen.

Auch der Eltern-Kind-Pass muss 
nicht nur erhalten, sondern ausge-
baut werden: etwa um logopädische 
und ergotherapeutische Erstabklä-
rungen oder die Aufnahme zahnme-
dizinischer Leistungen.

Unabdingbar ist auch die Wiederher-
stellung der demokratischen Arbeit-
nehmer:innen-Selbstverwaltung in 
der Österreichischen Gesundheits-
kasse.

SIEBEN

Bablers Ziel ist, dass jeder einen fachärztli-
chen Termin innerhalb von 14 Tagen  
bekommt, statt monatelang zu warten.
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Häuser sind zum Wohnen und Leben da – und  

keine Anlageobjekte! Niemand soll sich mehr vor 
der Miete oder den Zinsraten fürchten müssen. 

Dafür brennt Andi Babler.
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Leistbares Wohnen -  
Spekulation beenden!

Häuser sind zum Wohnen 
und Leben da – und keine 
Anlageobjekte! Wir müssen 
die Macht der Investoren und 
Spekulanten zurückdrängen. 
Wir müssen die Spielregeln 
fürs Wohnen, Bauen und Zu-
sammenleben ändern. Ziel ist: 
Niemand soll sich mehr vor 
der Miete oder den Zinsraten 
fürchten müssen.

Wir brauchen eine österreichweite 
Wohnoffensive, die den sozialen 
Wohnbau stärkt, die Mieten deckelt 
und klar macht, dass jede Spekula-
tion mit Wohnraum und Fördermit-
teln vorbei ist. 

Wie kann das funktionieren?

Grund und Boden für geförderten 
Wohnbau: Die Flächenwidmung 
„sozialer Wohnbau“ soll verfassungs-
rechtlich abgesichert werden und 
überall im Land zur Anwendung 
kommen. 

Finanzierungsmöglichkeiten für den 
gemeinnützigen Wohnbau von den 
Schwankungen der Finanzmärkte 
unabhängig machen. Etwa durch 
die Zweckbindung der Wohnbau-
förderung oder die Schaffung einer 
Wohnbaubank. Wir brauchen auch 
ein Sofortpaket, um aktuelle Preis-
steigerungen im gemeinnützigen 
Sektor zu stoppen.

Öffentlichen Wohnbau ausbauen: Die 
Gemeindebauten Wiens und aller 
Städte sind Ausdruck sozialdemo-
kratischer Stärke und unterstreichen 
die Überzeugung unserer Bewegung: 
Mit Wohnen darf kein Profit ge-
macht werden! Das heißt für mich 
nicht nur, dass Genossenschafts-
wohnungen und Gemeindebauten 
nicht privatisiert werden dürfen. Das 
heißt vor allem auch: Viel mehr öf-
fentliches Eigentum errichten, neue 
Gemeindebauten vom Neusiedlersee 
bis zum Bodensee bauen, in leistba-
ren Wohnraum investieren und das 
Genossenschaftswesen ausbauen. 
Nur wenn die Wohnungen uns allen 
gehören, haben unsere Kinder und 
Enkel die Sicherheit, dass in Zukunft 
auch sie Zugang zu leistbaren Woh-
nungen haben. 

Leerstand konsequent bekämpfen: 
Zehntausende Wohnungen stehen in 
Österreich leer, weil sie nur Spe-
kulationsobjekte sind. Hier werden 
wir mit Steuern auf Leerstände 
eingreifen, damit der vorhandene 
Wohnraum wieder zugänglich wird. 
Wohnungen sind schließlich zum 
Wohnen da.

Befristete Mietverträge schaffen Un-
sicherheit, erhöhen den Druck und 
lassen die Mieten immer schneller 
steigen. Schluss mit grundlosen Be-
fristungen.

ACHT
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WER ZAHLT’S?

Das Ergebnis: Wohlstand ist extrem ungerecht 
verteilt – das reichste Prozent besitzt die Hälfte 
des Gesamtvermögens in der Gesellschaft.

Von den anderen Parteien kann man sich hier 
nichts erwarten: ÖVP, FPÖ und Neos schonen 
Reiche und Großunternehmen.

Umso wichtiger, dass wir gerechtere Beiträge 
zum Gemeinwohl einfordern! Damit sind wir 
nicht allein: Zwei Drittel der Österreicher:innen 
befürworten Erbschafts- und Vermögenssteuern. 
Es ist Zeit, diesen Willen auch umzusetzen.

Ich stehe für eine Steuerpolitik, die auch wirklich 
steuert – die Wohlstand gerechter verteilt und 
die das Fundament für einen Sozialstaat ist, von 
dem alle profitieren. 

Dazu gehören für mich:

 → eine progressive Millionär:innensteuer ab 
einer Million Euro, die nur die reichsten 4 
Prozent der Haushalte trifft. Das bringt uns 
bis zu fünf Milliarden Euro.

 → eine Erbschaftssteuer mit einem Freibetrag 
von einer Million, die so nur besonders hohe 
Erbschaften erfasst. Das bringt der Allge-
meinheit jedes Jahr 650 Millionen Euro.

 → Rücknahme der KöSt-Senkung und Erhö-
hung von Gewinnsteuern auf zumindest den 
OECD-Durchschnitt. Der Anteil von Ge-
winnsteuern am Gesamtsteueraufkommen 
in Österreich ist um ein Drittel niedriger 
als im OECD Schnitt. Die Regierung hat die 
Körperschaftssteuer von 25 auf 24 und ab 
2023 auf 23 Prozent gesenkt. In der Vergan-
genheit betrug der Steuersatz bis zu 50 Pro-
zent. Alleine die Rücknahme des aktuellen 
Steuergeschenkes für Konzerne würde uns 
bis 2026 1,9 Milliarden Euro bringen.

 → Wiedereinführung einer sozial treffsicheren 
Schenkungssteuer mit Freibetrag

 → Lückenschluss bei Steuertricks international 
tätiger Konzerne. Steuerflucht kostet Öster-
reich jedes Jahr rund 1,3 Milliarden Euro.

 → Einführung einer Finanztransaktionssteuer 
auf europäischer Ebene. Das würde die 
Finanzspekulation eindämmen, der EU 60 
Milliarden Euro und Österreich 500 Millio-
nen bringen. Jedes Jahr.

Fakt ist: Den Sozialstaat, wie er ist, finanzieren zu 
etwa 80 Prozent Arbeitnehmer:innen und Konsu-
ment:innen – über Einkommens- und Mehrwert-
steuern. Doch wenn es um Steuern auf große Ver-
mögen, auf Kapitalerträge, Unternehmensgewinne 
und Erbschaften geht, ist Österreich im Vergleich 
zu anderen Ländern untätig.
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Jeder Mensch verdient Respekt. Respekt und die Einhaltung von Men-
schenrechten sind für mich Leitlinien sozialdemokratischer Politik.

Ich stehe gegen eine Politik, die Menschen gegenei-
nander aufhetzt und abwertet. Niemand ist weniger 
oder mehr wert. Für mich sind Menschen nicht 
illegal. Menschen, die aus ihren Herkunftsländern 
vertrieben wurden oder die schon vor langer Zeit 
als sog. Gastarbeiter:innen gekommen sind, sind 
ein Teil von uns, Teil unserer Gesellschaft. Unsere 
Kinder sitzen zusammen in Schule und Kindergar-
ten, wir stehen zusammen mit ihnen im Job. Wir 
brauchen keine Spaltung, sondern Zusammenhalt 
und Respekt füreinander. Daher setze ich mich für 
rechtsstaatliche Asylverfahren, menschenwürdige 

Unterbringung von Geflüchteten und die Reduzie-
rung gefährlicher Fluchtwege durch ein glaubwür-
diges Resettlementkontingent ein. Auch brauchen 
wir einen leichteren Zugang zur Staatsbürger:innen-
schaft, damit Menschen auch politische Teilhabe be-
kommen. Mit den jetzigen Hürden ist es für 80 Pro-
zent der Reinigungskräfte nicht möglich, zu wählen. 
Denn das vorausgesetzte Mindesteinkommen ist so 
hoch, dass eine Staatsbürger:innenschaft unleistbar 
ist. Ähnliches gilt auch für jene Menschen, die als 
Hilfsarbeiter:innen unsere Wohnungen, Schulen, 
Krankenhäuser und Straßen bauen.

Es ist für mich eine Frage des Respekts, allen Menschen die gleichberechtigte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Egal, welche Hautfarbe 
oder Herkunft. Egal, ob neu im Land oder immer schon da. Egal, ob man am Bau 
arbeitet oder im Büro. Jeder Mensch verdient Respekt. Dafür mache ich mich in 
Traiskirchen stark und dafür will ich auch auf Bundesebene kämpfen. Gemeinsam 
beginnt jetzt.

Respekt für alle 
Lebenslagen
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Gute Arbeit für alle
 → 4-Tage-Woche (32 Stunden) bei  

vollem Lohn schrittweise einführen
 → Strafen für Unterbezahlung  

und Sozialdumping erhöhen
 → Arbeitsplatzgarantie

Ein gutes Leben für jedes Kind
 → Kindergrundsicherung
 → Ein gesundes Mittagessen für jedes Kind
 → Ausbau von Kindergärten und Ganztags-

schulen

Altern in Würde
 → Rechtsanspruch auf hochwertige Pflege
 → Mehr Zeit für Patient:innen statt  

Stechuhr-Pflege 

Gleichstellung durchsetzen
 → Rechtsanspruch auf gleichen Lohn – 

Lohntransparenz und Strafen bei  
ungleicher Bezahlung

 → Höhere Löhne in der Pflege und  
Sorgearbeit 

 → Staatliche Unterhaltsgarantie 
 → 50:50-Quote im Parlament

Patient:innen sind keine Bittsteller
 → Recht auf fachärztlichen Termin innerhalb 

von 14 Tagen 
 → Primärversorgungszentren in ganz Öster-

reich ausbauen
 → Stipendien für Studierende, die sich 

verpflichten, im öffentlichen System zu 
arbeiten

 → Rückkehr-Bonus für Pflegekräfte

Teuerung stoppen 
 → Mietobergrenzen für Wohnungen  

und Geschäftsräume von kleinen und  
mittleren Unternehmen

 → Energiegrundsicherung: die Energie- 
versorgung nicht dem Markt überlassen 

 → Effektive Besteuerung von Übergewinnen
 → Eine Preis-Kommission mit Biss 

Leistbares Wohnen 
 → Grund und Boden für geförderten Wohn-

bau reservieren
 → Öffentlichen Wohnbau ausbauen
 → Leerstand konsequent bekämpfen
 → Schluss mit grundlos befristeten  

Mietverträgen

Erderhitzung stoppen
 → 20 Mrd. für Transformations- und Ener-

giewendefonds zur Dekarbonisierung 
CO2-intensiver Betriebe durch Förderun-
gen und Beteiligungen

 → Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel
 → Gratis Tickets für Personen mit geringen 

Einkommen – sonst sozial gestaffelt
 → Bodenentsiegelungsquote einführen
 → Privatjets verbieten

Eine SPÖ, auf die wir stolz sind
 → Mitgliederentscheid über die Vorsitzwahl 

und Koalitionsabkommen

Dafür stehe ich.
Auf einen Blick.

Du möchtest mitarbeiten, spenden  
oder einfach informiert bleiben? 

www.andibabler.at
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